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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Lastenausgleich 
^ - Nr. 3844 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für den Lastenausgleich 

(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Lastenausgleich 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Einziger Paragraph 
Der § 47 des Gesetzes über den Lasten- 
ausgleich vom 14. August 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 446) erhält die folgende Fassung: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Lastenausgleich 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Einziger Paragraph 
Der § 47 des Gesetzes über den Lastenaus- 
gleich vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) erhält die folgende Fassung: 
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Ausmaß der Berücksichtigung von Schäden 

(1) Die Berücksichtigung der Knegssadi- 
schäden, der Vertreibungsschäden und der 
Ostschäden bestimmt sich nach dem Verhält- 
nis der Schäden zum Vermögen des Abgabe- 
pflichtigen zu Beginn des 21. Juni 1948, aus- 
gedrückt in Hundertsteln dieses Vermögens 
(Schadenspunktzahl). 

(2) Für das Ausmaß der Berücksichtigung 
der Schäden gelten die folgenden Vorschriften: 

1. Bei Schadenspunktzahlen bis zu 30 wird 
keine Ermäßigung gewährt. 

2. Für jeden Schadenspunkt über 30 ermäßigt 
sich die Abgabe 


bei einem der Ab- 
gabe unterliegen- 
den abgerundeten 
Vermögen 

DM 

um V. H. des 
der Abgabe 
unterliegenden 
Vermögens 

höchstens je- 
doch um V. H. 
der Vermögens- 
abgabe (§ 2 5 
Satz 1) 

bis 50 000 

i 

! V 4 


von 50 100 „ 75 000 

' V, 

95 

„ 75 100 „ 120 000 

Ve 

90 

„ 120 100 „ 175 000 

: V 7 

85 

„ 175 100 „ 240 000 

v; 

80 

„ 240 100 315 000 


75 

„ 315 100 „ 400 000 

10 

70 

„ 400 100 „ 600 000 

V ,2 

65 

über 600 000 

V,., 

60 
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Ausmaß der Berücksichtigung von Schäden 
(1) unverändert 


(2) Für das Ausmaß der Berücksichtigung 
der Schäden gelten die folgenden Vorschriften: 
1. unverändert 


2. Für jeden Schadenspunkt über 30 ermäßigt 
sich die Abgabe 


bei einem der Ab- 
gabe unterliegen- 
den abgerundeten 
V^ermögen 

DM 

um V. H. des 
der Abgabe 
unterliegenden 
Vermögens 

höchstens je- 
doch um V. H 
der Vermögens 
abgabe (§ 31 
Satz 1) 

bis 50 000 

■ \ 

_ 

von 50 100 

„ 75 000 


95 

„ 75 100 

„ 120 000 

1 

90 

„ 120 100 

„ 175 000 


85 

„ 175 100 

„ 240 000 

1 

80 

„ 240 100 

„ 315 000 

1 

9 

75 

„ 315 100 

„ 400 000 

10 

70 

400 100 

600 000 


65 

übe 

r 600 000 

1 P 

60 


9 



Entwurf 

Ais Ermäßigung ist mindestens der Betrag 
zu gewähren, der bei derselben Schadens- 
punktzahl in der nächstniedrigeren Ver- 
mögensstufe als höchstmöglicher Betrag 
der Ermäßigung in Frage kommt. 

3. Bruchteile von Schadenspunkten sind, 
wenn sie 0,5 oder weniger betragen, nicht 
zu berücksichtigen; betragen sie mehr als 
0,5, so sind sie auf einen vollen Punkt 
aufzurunden. 

(3) Als Vermögen zu Beginn des 21. Juni 
1948 im Sinne des Absatzes 1 gilt das Ver- 
mögen, das sidi für diesen Zeitpunkt nach 
§ 1 8 ergibt, wenn § 1 9 Nr. 1 bis 5 nicht be 
rücksichtigt wird; auch bei beschränkt Ab- 
gabepflichtigen ist vom Gesamtvermögen im 
Sinne des § 1 8 Abs. 1 Nr. 1 auszugehen. Die- 
sem Vermögen sind gegebenenfalls zuzu- 
rechnen: 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert solcher 
Wirtsdiaftsgüter, die nach den Vorschriften 
des Vermögensteuergesetzes oder anderer 
Gesetze von der Vermögensteuer ganz oder 
teilweise befreit sind; 


2. bei unbesdiränkt abgabepflichtigen Kapital- 
gesellschaften die nach §60 des Bewertungs- 
gesetzes außer Ansatz bleibenden Be- 
teiligungen. 

Schulden und Lasten, die mit Wirtschafts- 
gütern der in Nr. 1 und 2 bezeichneten Art 
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, 
sind abzuziehen. 

(4) Durch Rechtsverordnung ist der Er- 
mäßigungstarif (Absatz 2) zu ändern, wenn 
die durch die Ermäßigungen eintretenden 
Ausfälle den Betrag von 100 Millionen DM 
jährlich übersteigen.“ 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

Als Ermäßigung ist mindestens der Betrag 
zu gewähren, der bei derselben Schadens- 
punktzahl in der nächstniedrigeren Ver- 
mögensstufe als höchstmöglicher Betrag der 
Ermäßigung in Frage kommt. 

3. unverändert 


(3) Als Vermögen zu Beginn des 21. Juni 
1948 im Sinne des Absatzes 1 gilt das Ver- 
mögen, das sich für diesen Zeitpunkt nadi 
§ 21 ergibt, wenn § 24 Nr. 1 bis 5 nicht be- 
rücksichtigt wird; auch bei beschränkt Ab- 
gabepflichtigen ist vom Gesamtvermögen im 
Sinne des § 21 Abs. 1 Nr. 1 auszugehen. Die- 
sem Vermögen sind gegebenenfalls zuzu- 
rechnen: 

1. der in ihm nicht enthaltene Wert solcher 
Wirtschaftsgüter, die nach den Vorschrif- 
ten des Vermögensteuergesetzes oder an- 
derer Gesetze von der Vermögensteuer 
ganz oder teilweise befreit sind. Entspre- 
diendesgilt hinsichtlidi solcher Wirtschafts- 
güter, die auf Grund nur für die Ver- 
mögensabgabe geltender Vorschriften von 
der Vermögensabgabe ganz oder teilweise 
befreit sind; 

2. unverändert 


Schulden und Lasten, die mit Wirtschafts- 
gütern der in Nr. 1 und 2 bezeichneten Art 
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, 
sind abzuziehen. 

(4) unverändert 
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